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Einleitung 

L Zum Thema 

Gesetzgeberisches Bemühen schafft mit der Lösung überkommener 
Probleme zuweilen neue; oft eröffnen sich zumindest Problemlagen, 
die im alten Recht verborgen geblieben waren. Häufig tritt dies bereits 
während des Gesetzgebungsverfahrens zutage und bleibt somit kor-
rigierbar. Soweit sich die neu auftauchenden Fragen jedoch als Folge 
einer - im Prinzip als richtig erkannten - veränderten Grundkonzep-
tion darstellen, bleibt die Aufdeckung meist einer umfassenden Durch-
leuchtung der nunmehr entstandenen Rechtssituation vorbehalten. Diese 
Erkenntnis erweist die Notwendigkeit kritischer Untersuchung neu-
geschaffener gesetzlicher Regelungen auch und gerade dann, wenn durch 
sie scheinbar alle bisher relevanten Probleme beseitigt wurden. 

Besonders deutlich zeigt sich dies im Rahmen der vorliegenden 
Untersuchung, die zum Gegenstand hat den Regreß des Scheinvaters 
wegen von ihm an das Kind gezahlter Unterhaltsleistungen und die da-
mit ein Teilgebiet aus dem erheblich weiteren Bereich des Rückgriffs bei 
Zahlung einer Nichtschuld umfaßt: Sowohl die (allgemeine) Problema-
tik des Regresses bei Zahlung einer Nichtschuld als auch die (speziellere) 
des Scheinvaterregresses wurden in Literatur und Rechtsprechung schon 
vor dem Erlaß des Nichtehelichengesetzes ausführlich diskutiert1, doch 
beschränkte sich gerade beim Scheinvaterregreß die Diskussion im 
wesentlichen auf zwei Streitfragen, nämlich die der analogen Anwen-
dung des § 170911 a. F. und die damit zusammenhängende (weil andere 
Regreßmodi beeinflussende) Frage der Wirkungen des § 644 ZPO a. F. 
Beide Streitpunkte sind durch das Nichtehelichengesetz v. 19.8.1969 be-
seitigt worden: Die umstrittene Legalzession wird nunmehr in § 1615 b 
ausdrücklich angeordnet, und der (unglückliche) Dualismus zwischen 
Status- und Unterhaltsverfahren wurde aufgehoben. 

Als sinnvoll erscheint eine erneute Darstellung der Regreßfragen bei 
Scheinvaterschaft dennoch, weil als Folge der neuen Konzeption des 
Unterhaltsrechts der nichtehelichen Kinder auch im Bereich der Regreß-
fragen neue Probleme aufgetaucht sind (z. B. durch die Regelung des 
§ 1600 a). Ferner gewannen durch den Wegfall der früheren Haupt-

1 Vgl. dazu nur die eingehende und den bisherigen Meinungsstand in Lit. 
und Rspr. voll verwertende Darstellung von Dieckmann, JuS 1969, 101, 156. 
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probleme andere, bisher kaum behandelte Fragen an Transparenz (z. B. 
die Frage nach Bestehen und Umfang eines Kondiktionsanspruches 
gegen das Kind). Schließlich gibt es Probleme, die erst infolge ihrer 
ausdrücklichen gesetzlichen Regelung in voller Tragweite erfaßt wurden 
(z. B. die Frage der Schadensersatzansprüche gegen das Kind nach einst-
weiliger Unterhaltsregelung). 

Diese Gesichtspunkte erhellen die Zielsetzung der vorliegenden Ar-
beit: Angestrebt wird detaillierende Ausformung eines nach dem In-
krafttreten des neuen Nichtehelichenrechts noch nicht monographisch 
bearbeiteten Problembereichs unter Berücksichtigung sämtlicher sich 
anbietender (nicht nur spezifisch familienrechtlicher) Regreßmodi. 

Doch erscheint wegen des relativ engen (weil auf die speziell familien-
rechtliche Situation begrenzten) Problemkreises die Entwicklung grund-
legend neuer Lehren zum Regreß als Mittel zur Lösung auftauchender 
Probleme als ebenso unangebracht wie umgekehrt allzu schnelle Flucht 
in Empfehlungen de lege ferenda, deren Befolgung durch den Gesetz-
geber angesichts der erst kürzlich durchgeführten Neuregelung ohnehin 
kaum zu erwarten wäre, zum al dann, wenn befriedigende Abhilfe eine 
Änderung der Grundkonzeption des Unterhaltsrechts der nichtehelichen 
Kinder voraussetzte; infolgedessen werden Problemlösungen, soweit 
möglich, mit herkömmlichen und anerkannten dogmatischen Mitteln 
angestrebt, während grundlegende Abweichungen lediglich als ultima 
ratio verwendet werden sollen. 

Trotz des damit eher deskriptiven Charakters der Untersuchung 
ermöglicht jedoch das für jeden familienrechtlichen Regreß nachgerade 
typische Wechselspiel zwischen spezifisch familienrechtlichen und all-
gemeinen zivilrechtlichen Normen einen vertiefenden Einblick in die 
dort bestehenden Regreßmechanismen und vermag daher auch zum 
Bürgerlichen Recht Aspekte eröffnen, die bisher gar nicht oder nur 
peripher beachtet wurden. 

11. Darstellungsmethode 

Die so umschriebene Zielsetzung der Arbeit im Bereich einer spezi-
fisch familienrechtlichen Regreßsituation, die aber die allgemeinen 
Rückgriffsprobleme bei Zahlung einer Nichtschuld mitumfaßt, legt 
eine Darstellung nahe, bei der - in einem vorgezogenen "allgemeinen 
Teil" - zunächst die allgemeine Regreßproblematik beleuchtet und im 
Anschluß daran die Auswirkung der einschlägigen familienrechtlichen 
Regelungen auf die dort gefundenen Ergebnisse untersucht wird. Ähn-
lich wäre daran zu denken, in diesem Rahmen die familienrechtlichen 
Normen "en bloc" in ihrer Auswirkung auf die jeweiligen Regreß-
situationen zu untersuchen. 
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Dieser Weg erweist sich jedoch als unpraktikabeL Einmal deswegen, 
weil die familienrechtlichen Normen modifizierende Wirkung nicht nur 
innerhalb der einzelnen Regreßmodi zeitigen, sondern auch die über-
haupt in Frage kommenden Regreßmodi bestimmen (z. B. die Legal-
zession des § 1615 b). Notwendige Folge wäre, daß ein erheblicher 
Teil der allgemeinen Betrachtung für die hier interessierenden Fragen 
des familienrechtlichen Regresses überflüssig wäre und somit zu fal-
scher Schwerpunktsetzung führte; auch müßten dann die auf der für 
das Familienrecht typischen Stufung der Verpflichteten beruhenden 
Regreßansprüche gegen nachrangig Verpflichtete zunächst außer acht 
bleiben. 

Zum anderen wird sich herausstellen, daß bestimmte für den Rückgriff 
zentrale Normen des Familienrechts (etwa die §§ 1600 a, 1613, 1615 d, 
1615 f) sich nicht nur bei den verschiedenen Regreßformen auswirken) 
sondern innerhalb dieser - entsprechend der anderen Natur der je-
weils zu prüfenden Ansprüche - an systematisch unterschiedlicher 
Stelle, und daß Art und Umfang der Auswirkung auch variieren bei 
den jeweils in Frage kommenden Regreßgegnern; der Vorteil zusam-
mengefaßter Darstellung von Auswirkungen familienrechtlicher Normen 
auf den Rückgriff wäre daher mit dem Nachteil inhaltlicher Unüber-
sichtlichkeit und Zersplitterung der Einzeldarstellung verbunden. 

Deswegen, aber auch wegen der für jede Untersuchung über Regreß-
fragen typischen Vielzahl der zu berücksichtigenden Rechtsbeziehungen 
(in Frage kommen speziell beim Familienrecht verschiedene Rückgriffs-
gegner und bei diesen wiederum jeweils mehrere Anspruchsgrund-
lagen) empfahl es sich gerade im Hinblick auf das Ziel übersichtlicher 
und gestraffter Darstellung, zunächst nach den in Frage kommenden 
Anspruchsgegnern und innerhalb dieser nach den möglichen Anspruchs-
grundlagen aufzugliedern. Im Rahmen der - nach Art eines Gut-
achtens vorzunehmenden - Untersuchung und Abgrenzung der ein-
zelnen Ansprüche werden dann an systematisch richtiger Stelle die je-
weils auftauchenden Rechtsfragen sowohl familienrechtlicher Natur als 
auch aus dem Bereich allgemeiner Rückgriffsproblematik erörtert wer-
den. 

Erreicht wird dadurch, daß die auftauchenden Fragen nur im Rahmen 
ihrer tatsächlichen Relevanz für die hier interessierende Rückgriffs-
problematik untersucht werden (was zur Straffung der Darstellung 
führt), andererseits wird so aber auch (und darin liegt ein wesentliches 
Anliegen der Arbeit) das für den Rückgriff kennzeichnende, fast filigran-
hafte Ineinandergreifen allgemeiner und speziell auf den Rückgriff 
abgestellter Rechtsgrundsätze und Normen des Schuldrechts und des 
Familienrechts verdeutlicht. 


